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GEDÄCHTNISPROTOKOLL DER SITZUNG DES GEMEINDERATES IN 
WULKAPRODERSDORF  

vom Donnerstag, dem 20. September 2018 
 
Anwesend: Bürgermeister Friedrich Zarits, Vizebürgermeister René Pint, Birgit Dragschitz, Elisabeth Szuppin 
MA, Andreas Handl, Ing. Hans Peter Gutdeutsch, Sabine Szuppin, Ing. Franz Mariel, Melitta Handl, Udo 
Borchers, Andreas Szuppin, Viktor Mariel, Manuel Bernhardt MA, Pascal Paar, Anita Marx, Martin Skarits, 
Mag. Margarethe Krojer, René Neuberger,  Gerhard Wukovatz, Mag. Wolfgang Dihanits.  
Ersatzgemeinderat: Michael Dragschitz für Martin Kaiser 
Schriftführer: AL Ferdinand Wutschitz 
Abwesend: Martin Kaiser - entschuldigt 
 
Vor Eingang in die Tagesordnung setzt der Vorsitzende den TO Punkt 4) Verkauf einer Teilfläche an das 
Raiffeisen-Lagerhaus (a) Aufhebung des GR-Beschlusses vom 03.07.2018 und b) Festlegung der 
Verkaufskriterien - Beschlussfassung) von der TO ab. Der Geschäftsführer des RLH Dir. Magedler hatte 
schriftlich um diese Vorgangsweise ersucht, weil er aufgrund des am Montag im Bauausschuss geführten 
Gespräches der Meinung ist, dass noch Gespräche geführt und wesentliche Punkte geklärt werden sollten.  
 
GV Sabine Szuppin fragt nach, weshalb der GR erst jetzt von diesem Schreiben erfährt.  
Der Bürgermeister informiert, dass das Schreiben erst einen Tag vor der GR-Sitzung eingelangt ist und 
daher keine Zeit mehr war diese Informationen weiterzuleiten.  
 
GV Sabine Szuppin ersucht, dass der Gemeinderat bzw. die Fraktionen bei Änderungen der TO in Zukunft 
umgehend informiert werden.  
Weiters ersucht sie um Aufnahme des UDW – Antrages (Baugebiet westl. der Birkengasse), der in der 
letzten GV-Sitzung übergeben wurde. In der Bauausschuss-Sitzung am Montag wurde der Antrag 
besprochen. Der Bürgermeister hat ihn deshalb nicht auf die Tagesordnung gesetzt, weil  er den Antrag so 
aufgefasst hätte, dass zuerst ein Gespräch mit den Anrainer/innen gesucht werden sollte.  
 
GV Sabine Szuppin führt aus, dass das so nicht gemeint war und dass der Antrag bereits im Feber 2017 von 
der UDW eingebracht worden, es aber nie zu einer Behandlung gekommen ist. Im Hinblick auf die 
Wichtigkeit der Thematik und die Tatsache, dass auf der einen Seite massiver Bauplatzmangel herrscht und 
andererseits keine eindeutige Lösung betreffend des Baugebietes in der Mühlgasse vorliegt, ersucht GV 
Sabine Szuppin nochmals, dass der gegenständliche Antrag in die Tagesordnung aufgenommen wird.  
Der Bürgermeister entgegnet, dass für ihn aus der genauen Formulierung des Antrages hervorgeht, dass 
das Gebiet westlich der Birkengasse von Aufschließungsgebiet zuerst in Bauland gewidmet werden und 
danach mit den Anrainer/innen Gespräche geführt werden sollen. Und er fragt sich, was hier konkret 
beschlossen werden soll.  
GV Sabine Szuppin erklärt noch einmal, dass hier genauso wie für den Bereich der Mühlgasse, die 
Grundeigentümer/innen im Vorfeld zu einem Gespräch eingeladen werden sollen um abzuklären, ob 
genügend Interesse besteht auch in diesem Gebiet Bauland zu schaffen.  
Der Bürgermeister erwidert, dass das das für ihn in dieser Form nicht aus dem vorliegenden Antrag 
hervorgeht. Er wiederholt, dass er bereits im Gemeindevorstand zugesagt und im Bauausschuss nochmals 
ausgeführt hat, dass ein Gespräch mit den Anrainer/innen geführt werden soll, zu dem auch die 
Fraktionsführer eingeladen werden sollen und er hätte unter dem TO - Punkt Berichte eigentlich vor, dass 
man sich einen gemeinsamen Termin ausmacht.  
 
Es entwickelt sich eine kurze Diskussion und abschließend ersucht der Vorsitzende darüber abzustimmen, 
ob der Antrag der UDW: „Der Gemeinderat möge beschließen, dass die derzeit als Aufschließungsgebiet-
Wohngebiet gewidmeten Grundstücke in Bauland Wohngebiet umgewidmet werden. Dazu soll die 
Gemeinde Wulkaprodersdorf bis Jahresende die Eigentümer/innen der nachfolgend angeführten 
Grundstücke zu einem Gespräch einladen 2804, 2909, 2810,2816, 2815/2, ...... Es handelt sich dabei um 
die Grundstücke, die sich zwischen den Häusern der Oberen Gartengasse (vom Friedhof bis zur 
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Birkengasse) und den Bahngleisen der ÖBB befinden.“ in die Tagesordnung aufgenommen werden soll. 
Bl.Zl. 30/2018  
Das Abstimmungsergebnis lautet auf 11:10 Stimmen (10 Gegenstimmen der ÖVP-Gemeinderäte) womit 
der Antrag gem. § 38 (2) Bgld. GO aufgrund des Erfordernisses der Einstimmigkeit als nicht in die 
Tagesordnung aufgenommen gilt. 
 
Tagesordnung: 
1. Protokollgenehmigung 
2. Kindergarten Um- und Zubau – Genehmigung des Einreichplanes und Festlegung der weiteren 

Vorgangsweise 
3. Baugebiet Mühlgasse - Festlegung weiterer Aufschließungskriterien und Genehmigung der 

Optionsverträge  
4. Geschäftsordnung  – Aufhebung des GR-Beschlusses vom 28.03.2018 und neuerliche Behandlung und 

Beschlussfassung 
5. Personalangelegenheiten  
6. Berichte  

a) der Obmänner/-frauen 
b) allgemein 

7.   Allfälliges 
 
01) Protokollgenehmigung 
 
Der Vorsitzende ersucht um Genehmigung der Niederschrift vom 03.07.2018. 
VBgm Pint kritisiert, dass das Protokoll nicht rechtzeitig, wie gesetzlich festgelegt vorgelegen sei, sondern 
wieder um eine Woche zu spät übermittelt wurde. Nach kurzer Diskussion ersucht der Vorsitzende um 
Genehmigung des Protokolls vom 03.07.2018.Bl.Zl.31/2018 
Die Genehmigung der vorliegenden Niederschrift vom 03.07.2018 wird mit 11:10 Stimmen abgelehnt. (6 
Gegenstimmen: GV Sabine Szuppin, GR Mag. Krojer, GR Wukovatz, GR Neuberger, GV Ing. Gutdeutsch, 
GR Bernhardt, MA – 5 Stimmenthaltungen: VBgm Pint, GR Marx, GR Paar, GR Skarits, GR Mag. Dihanits). 
 
02) Kindergarten Um- und Zubau – Genehmigung des Einreichplanes und Festlegung der weiteren 

Vorgangsweise  
 
Der Vorsitzender führt aus, dass aufgrund des Beschlusses in der letzten GR-Sitzung, wie vereinbart, Anfang 
August ein Gespräch mit Architekt DI Bauer gesucht (Festlegung der WC ́s, Abstellräume, Anbaubereiche, 
...) und darauffolgend ein weiteres Gespräch in der zuständigen Abt. des Landes gesucht wurde. Dort wurde 
die Schaffung eines zusätzlichen Fluchtweges angeregt, der nunmehr auch planerisch berücksichtigt wurde 
und die Zustimmung in der letzten Bauauschuss-Sitzung gefunden hat.  
Die Einreichung beim Land soll nun erfolgen und nach der Verhandlung soll die Ausschreibung der 
erforderlichen Leistungen erfolgen.  
 
Beschluss: Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dem vorliegenden Einreichplan von DI Architekt 
Bauer, Eisenstadt betreffend Kindergarten Um- und Zubau positiv gegenüber zu treten und die 
Einreichunterlagen der zust. Abteilung des Landes vorzulegen. Bl.Zl. 32/2018 
 
03) Baugebiet Mühlgasse – Festlegung weiterer Aufschließungskriterien und Genehmigung der 

Optionsverträge  
 
Der Bürgermeister führt aus, dass dieser TO-Punkt aufgrund der im Vorfeld der letzten GR - Sitzung 
aufgetretenen Diskussionen betreffend Abstandsflächen zum Aussiedlerhof Kaiser von der TO genommen 
wurde und zwischenzeitlich auch die Rechtslage geprüft wurde. Im Burgenland gibt es diesbezüglich keine 
Einschränkungen bzw. Richtlinien und grundsätzlich könnte eine Bauland-Widmung in Form eines 
einfachen Verfahrens (VO) erfolgen.  



3 

 

_________________ 
Gedächtnisprotokoll der Gemeinderatssitzung am 20. September 2018 

Unabhängig davon wurden mit Kaiser Martin intensive Gespräche geführt und eine Besichtigung vor Ort 
vorgenommen. Dabei zeigte sich, dass von der Lärmentwicklung (Abferkelstallbereich ca. 25 m vom gepl. 
Baugebiet entfernt – 2 stündiger Fütterungszyklus in den Nachtstunden) die Hauptauswirkung ausgeht.  
In der Steiermark wurde, um den auftretenden Problemfällen entgegenzuwirken, 2016 eine 
Geruchsmodellierung (Geruch/Lärm/Lästlinge) betreffend Nutztierhaltung als wesentliche 
Entscheidungshilfe erarbeitet.  
Der Lösungsansatz wäre nun, ein Gutachten von einem Sachverständigen auf Grundlage der steirischen 
Richtlinien machen zu lassen, um den optimalen Standort für eine Verlegung (Entfernung neu ca. 120 m) 
des Abferkelbereiches auf dem Areal des Betriebes zu finden. Martin Kaiser wäre bereit zu investieren und 
den derzeit genehmigten Abferkelbereich zu verlegen. Er geht von Kosten in der Höhe von ca. € 200.000,-- 
aus, wobei er die Finanzierung nicht allein zur Gänze übernehmen kann. Ein entsprechender 
Beteiligungsbetrag/Zuschuss wurde in der Höhe von € 4,--/m² der Nettobauplatzfläche (ca. 21.000 m²) des 
neuen Baugebietes (Deckelung bei max. 40 % der Investitionskosten, somit ca. € 84.000,--) besprochen.  
Den betroffenen Grundeigentümer/innen wurde, wie im GV besprochen, diese Vorgangsweise erklärt und 
sie fand durchwegs Zustimmung.  
Die weitere Vorgangsweise wäre, dass die Erstellung eines Gutachtens in Auftrag gegeben wird und darauf 
basierend ein Aufschließungskonzept fixiert wird, ein Parzellierungsübereinkommen sowie eine 
privatrechtliche Aufschließungskostenvereinbarung sollen abgeschlossen und genehmigt werden und die 
Kriterien für die Bauplatzvergabe und -zuteilung (Deckung des Bedarfes) definiert werden.  
Der Bürgermeister wird daher den Antrag stellen, die Optionsverträge in der vorliegenden Form unter der 
Bedingung anzunehmen, dass aufgrund eines Gutachtens, auf Basis der steirischen Geruchsmodellierung 
für Nutztierhaltung, der optimale Standort der Verlegung des Abferkelbereiches (für das geplante und auch 
zukünftige Baugebiet) auf dem Areal Kaiser gesucht wird. Die Grundeigentümer/Bauplatzwerber 
verpflichten sich, einen Gesamtkostenbeitrag von max. 40 % der Investitionskosten des 
Verlegungsprojektes (max € 4,--/m²) der Nettobauplatzfläche zu leisten.  
 
GV Sabine Szuppin und GR Mag. Dihanits führen an, wieso man hier sowohl die Erstellung des Gutachtens 
als auch die Genehmigung der Optionsverträge in einem Zug behandeln soll. Als erster Schritt sollte das 
Gutachten beauftragt (ev. auch neg.) werden und nach Vorliegen eines Ergebnisses die weiteren Schritte 
besprochen werden.  
Bürgermeister führt an, dass in der Antragsformulierung bereits diese Bedingung eingebaut wurde. 
Sollte sich zeigen, dass eine Verlegung nicht zielführend wäre, würde man ohnehin vor einer neuen 
Herausforderung stehen. Wenn man heute aber wieder nicht die Optionsverträge genehmigt, könnten 
auch keine weiteren Schritte bis zur nächsten GR-Sitzung gesetzt werden und man verliert abermals Zeit.   
GR Wukovatz führt an, dass er die Festlegung eines Investitionskostenbeitrages in der Höhe von € 4,- 
/m² für die Verlegung des Abferkelbereiches problematisch sieht, weil man hier auch für zukünftige 
Baugebiete quasi einen Präzedenzfall schafft.  
Bürgermeister entgegnet, dass das so nicht gesehen werden kann – viel problematischer ist, dass das Land 
eindeutig definiert hat, dass neue Baugebiete (ohne Aufschließungswidmung) nur dann umgewidmet 
werden können, wenn gleichzeitig bestehende Widmungsgebiete (Aufschließungsgebiete) 
zurückgewidmet werden.  
Eine Rückwidmung kann allerdings nicht einfach nur so erfolgen, sondern ist entsprechend anzukündigen 
(im letzten Fall 5 Jahre), das heißt, man hat sich über eine bestimmte Zeit jede Möglichkeit genommen 
Bauland zu mobilisieren.  
 
GV Sabine Szuppin führt an, dass GR Kaiser bereits in der GR-Sitzung im März auf diese Problematik 
aufmerksam gemacht wurde und er erklärt hat, dass ihm die Situation klar sei und er kein Problem damit 
hätte – und jetzt sucht man ein halbes Jahr später wieder nach einer Speziallösung.  
Der Bürgermeister wiederholt, dass nicht der Geruch, sondern der Lärm und nicht die neu gebauten 
Stallungen, sondern die Abferkelanlage das Problem darstellen und die ausgearbeitete Lösung nicht nur für 
die gegenständlichen, sondern auch für bestehende und zukünftige Baugebiete Vorteile bringt.  
In weiterer Folge erläutert, der Amtsleiter nochmals die Details und die erforderlichen Schritte und nach 
weiterer Diskussion, ersucht VBgm Pint die Sitzung für ca. 10 min. zu unterbrechen. 
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Der Bürgermeister unterbricht um 19:39 Uhr die Sitzung und ersucht, dass diese spätestens um 19:50 Uhr 
wieder aufgenommen wird. Um 19:48 Uhr nimmt der Vorsitzende die Sitzung wieder auf und übergibt den 
Fraktionen jeweils eine Kopie seines Antrages. 
 
VBgm Pint führt seitens der SPÖ aus, dass man die Einholung eines Gutachtens als positiven Schritt für die 
Bauwerber/innen und den Aussiedlerhof Kaiser betrachtet – das Ergebnis bzw. Vorliegen des Gutachtens 
soll aber abgewartet werden und erst dann den Optionsverträgen zugestimmt werden.  
GV Sabine Szuppin spricht sich ebenfalls dafür aus, dass die Behandlung der Verträge verschoben wird – 
seitens der UDW sollte auch im Vorfeld ein Gutachten erstellt und eine entsprechende Formulierung der 
Optionsverträge rechtl. geprüft werden.  
 
Nach kurzer Diskussion stellt der Vorsitzende den Antrag, die Optionsverträge in der vorliegenden Form 
unter der Bedingung anzunehmen, dass aufgrund eines Gutachtens, auf Basis der steirischen 
Geruchsmodellierung für Nutztierhaltung, der optimale Standort der Verlegung des Abferkelbereiches 
(für das geplante und auch zukünftige Baugebiet) auf dem Areal Kaiser gesucht wird. Die 
Grundeigentümer/Bauplatzwerber verpflichten sich, einen Gesamtkostenbeitrag von max. 40 % der 
Investitionskosten des Verlegungsprojektes (max € 4,--/m²) der Nettobauplatzfläche zu leisten. Bl.Zl. 
33/2018 
 
Der Antrag des Bürgermeisters wird mit 11:10 Stimmen (11 Gegenstimmen: 7 SPÖ + 4 UDW) abgelehnt.  
Im Zuge der darauffolgenden Diskussion, weist der Vorsitzende darauf hin, dass Abänderungsanträge vor 
dem Hauptantrag gestellt werden müssen und somit eine Abstimmung unter diesem TO-Punkt, es sei denn 
in Form eines Gegenantrages, nicht mehr möglich ist.  
 
04) Geschäftsordnung – Aufhebung des GR-Beschlusses vom 28.03.2018 und neuerliche Behandlung und 

Beschlussfassung 
 
Der Vorsitzende führt aus, dass seitens der Aufsichtsbehörde die in der Gemeinderat-Sitzung vom 
28.03.2018 beschlossene Geschäftsordnung nicht zur Kenntnis genommen wurde, wobei sich diese 
Entscheidung auf die Ergänzungspunkte § 4 b – Sitzungsvorbereitungen – bezieht.  
Er schlägt daher vor, dass der gegenständliche GR-Beschluss vom 28.03.2018 aufgehoben wird und die 
Geschäftsordnung ohne den § 4b, ansonsten gleichlautend, beschlossen wird.  
Da es zu keinen Wortmeldungen kommt, ersucht er um Aufhebung des GR-Beschlusses vom 28.03.2018 - 
Bl.Zl. 14/2018. Bl.Zl. 34 a/2018 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig den GR-Beschluss vom 28.03.2018, Bl.Zl. 14/2018 aufzuheben. 
In weiterer Folge stellt er den Antrag, die am 28.03.2018 beschlossene Geschäftsordnung, die für den 
Gemeinderat, den Gemeindevorstand und den Prüfungsausschuss gelten soll, ohne § 4b 
(Sitzungsvorbereitungen) zu beschließen. Bl.Zl. 34b/2018 
Der Gemeinderat beschließt gemäß § 46 Abs. 1 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl.Nr. 55/2003 
i.d.g.F., einstimmig nachstehende Geschäftsordnung für den Gemeinderat, den Gemeindevorstand und den 
Prüfungsausschuss der Marktgemeinde Wulkaprodersdorf vom  
20.09.2018 
 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Aufforderung bei unentschuldigtem 
Fernbleiben 
§ 3 Tagesordnung 
§ 4 a) Verhandlungsgegenstände 
b) Sitzungsvorbereitungen 
§ 5 Rechte der Mitglieder, Anträge und Anfragen 
§ 6 Eröffnung der Sitzung 
§ 7 Verlauf der Sitzung 
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§ 8 Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 9 Anträge zum Tagesordnungspunkt 
§ 10 Abstimmung 
§ 11 Sitzungspolizei 
§ 12 Aufzeichnungen 
§ 13 Inkrafttreten 
 
§ 1 – Geltungsbereich: Die nachfolgenden Bestimmungen über die Geschäftsordnung des Gemeinderates 
gelten sinngemäß auch für den Gemeindevorstand und den Prüfungsausschuss. 
 
§ 2 - Aufforderung bei unentschuldigtem Fernbleiben: Ist ein Mitglied des Gemeinderates, des 
Gemeindevorstandes oder des Prüfungsausschusses ohne triftigen Entschuldigungsgrund zu zwei 
aufeinander folgenden Sitzungen nicht erschienen, so hat es der Bürgermeister unter Hinweis auf die Folge 
des Mandatsverlustes nachweislich schriftlich aufzufordern, an der nächsten Gemeinderatssitzung 
teilzunehmen. 
 
§ 3 – Tagesordnung:  
(1) Der Vorsitzende ist berechtigt, einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung von der 
Tagesordnung abzusetzen, wobei die Absetzung dem Gemeinderat spätestens bis zur Verkündigung des 
Überganges zur Tagesordnung (§ 6 Abs. 4) mitzuteilen ist. Von der Absetzung ausgenommen sind  
Tagesordnungspunkte 
a) die eine Volksabstimmung über die Absetzung des von der Gesamtheit der Wahlberechtigten der 

Gemeinde gewählten Bürgermeisters zum Gegenstand haben; 
b) die einen Misstrauensantrag gegen den vom Gemeinderat gewählten Bürgermeister oder ein anderes 

Mitglied des Gemeindevorstandes zum Gegenstand haben; 
c) die von wenigstens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder, einem Ortsvorsteher in einer den 

Ortsverwaltungsteil berührenden Angelegenheit oder von allen Mitgliedern einer Gemeinderatspartei 
(je 1 Tagesordnungspunkt pro Sitzung) schriftlich verlangt wurden; 

d) die von der Aufsichtsbehörde verlangt wurden; 
e) die aufgrund vorangehender Beschlussunfähigkeit des Gemeinderates in einer neuerlichen Sitzung 

behandelt werden; 
f) die einen Bericht des Prüfungsausschusses bzw. allfällige Minderheitsberichte zum Gegenstand haben; 
g) die nach anderen gesetzlichen Bestimmungen aufgenommenen Tagesordnungspunkte. 

 
(2) Nach Verkündigung des Überganges zur Tagesordnung durch den Vorsitzenden (§ 6 Abs. 4) kann der 
Gemeinderat auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates 
einstimmig beschließen, dass ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung abgesetzt, oder dass ein 
nicht auf der Tagesordnung stehender Verhandlungsgegenstand in die Verhandlung genommen wird. 
Solche Anträge können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. Auch eine Beschlussfassung unter dem 
Tagesordnungspunkt "Allfälliges" ist nur unter diesen Voraussetzungen zulässig. 
 
§ 4  - Verhandlungsgegenstände: Gegenstand der Verhandlungen des Gemeinderates sind Anträge, 
Anfragen, Berichte, Petitionen und Beschwerden. 
 
§ 5 - Rechte der Mitglieder, Anträge und Anfragen:  
(1) Die Mitglieder des Gemeinderates sind berechtigt, in den Gemeinderatssitzungen zu den einzelnen 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, Anträge zu stellen und das Stimmrecht auszuüben. 
Anträge können vom Bürgermeister, vom Gemeindevorstand, von einem Ausschuss und von jedem 
einzelnen Mitglied des Gemeinderates gestellt werden. 
 
(2) Die Berichterstattung über die zur Verhandlung gelangenden Anträge obliegt 
a) bei Anträgen des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes dem Bürgermeister oder  
    einem von ihm bestimmten Mitglied des Gemeinderates bzw. Gemeindevorstandes; 
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b) bei Anträgen der vom Gemeinderat bestellten Ausschüsse den Obmännern bzw. den von den 
Ausschüssen aus ihrer Mitte bestimmten Berichterstattern; 

c) bei Petitionen und Beschwerden dem Bürgermeister; 
d) im übrigen dem Antragsteller. 
 
(3) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat das Recht, an den Bürgermeister, an ein Mitglied des  
Gemeindevorstandes sowie an die Ausschussvorsitzenden Anfragen zu richten. 
 
(4) Anfragen, die nicht einen Gegenstand der Tagesordnung betreffen, können nur unter dem  
Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ gestellt werden.  
 
(5) Auf Verlangen des Anfragestellers sind mündliche Anfragen und mündliche  
Anfragebeantwortungen in die Verhandlungsschrift aufzunehmen. Ein solches Verlangen ist  
unmittelbar nach der mündlichen Anfrage bzw. der mündlichen Anfragebeantwortung zu stellen. 
(6) Anfragen sind spätestens in der nächsten Sitzung vor Eingehen in die Tagesordnung zu beantworten. Die 
Beantwortung kann bis zu diesem Zeitpunkt auch schriftlich erfolgen. 
 
(7) Anfragen gemäß § 5 Abs. 3 können auch schriftlich beim Gemeindeamt eingebracht werden. Diese sind 
in der nächsten Sitzung zu verlesen und nach Möglichkeit mündlich zu beantworten. Kann die Anfrage 
während der Sitzung nicht beantwortet werden, so ist die Anfrage innerhalb von 8 Wochen nach der 
Sitzung schriftlich zu beantworten. 
 
§ 6 - Eröffnung der Sitzung 
(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und stellt fest, ob sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß zur Sitzung geladen wurden, ob Ladungsmängel durch rechtzeitiges Erscheinen behoben 
wurden und ob die Gemeinderatsmitglieder in beschlussfähiger Anzahl anwesend sind. 
(2) Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so hat der Vorsitzende die Sitzung zu unterbrechen oder zu 
schließen. 
(3) Stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, hat er über Vorschlag der Gemeinderatsparteien  
mindestens zwei Gemeinderäte als Beglaubiger der Verhandlungsschrift, die nach Möglichkeit 
verschiedenen Gemeinderatsparteien angehören sollen, zu bestimmen. Sodann hat er nach allfälliger  
Beantwortung von Anfragen gemäß § 5 Abs. 6 und 7 die Frage zu stellen, ob jemand gegen die  
Verhandlungsschrift der letzten Sitzung Einwendungen erheben will. Wenn gegen diese  
Verhandlungsschrift keine Einwendungen erhoben werden, erklärt sie der Vorsitzende als genehmigt.  
Werden gegen die Verhandlungsschrift Einwendungen vorgebracht, so ist darüber 
sogleich zu verhandeln und zu beschließen. 
(4) Danach verkündet der Vorsitzende den Übergang zur Tagesordnung. 
 
§ 7 - Verlauf der Sitzung:  
(1) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung des Sachverhaltes durch den 
Vorsitzenden, den Berichterstatter oder den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten Antrag 
zu stellen hat. 
(2) Anschließend an die Berichterstattung folgt die vom Vorsitzenden geleitete Wechselrede. Der  
Vorsitzende eröffnet die Wechselrede, indem er jedem sich durch Handerhebung zum Wort gemeldeten 
Gemeinderatsmitglied in der Reihenfolge der Meldung das Wort erteilt. 
(3) Jedem Redner steht es frei, sobald er das Wort erlangt, einem anderen Mitglied des Gemeinderates sein 
Rederecht abzutreten. Jedoch darf das Wort an einen Redner, der über den Verhandlungsgegenstand 
schon zweimal gesprochen hat, nicht abgetreten werden. Wer, zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht 
anwesend ist, verliert das Wort. 
(4) Ist die Reihe der Redner erschöpft, so hat der Vorsitzende dem Berichterstatter (Antragsteller) das 
Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. Ergreift der Vorsitzende nach dem  
Schlusswort neuerlich das Wort, so gilt die Wechselrede als wiedereröffnet. 
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(5) Nach dem Schlusswort des Berichterstatters (Antragstellers) lässt der Vorsitzende über den Antrag 
abstimmen. Der Vorsitzende hat das Ergebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. 
(6) Unter dem Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ hat der Vorsitzende den voraussichtlichen Termin der 
nächsten Sitzung bekanntzugeben. 
(7) Der Vorsitzende schließt die Sitzung, wenn die Tagesordnung erschöpft ist. 
 
§ 8 - Anträge zur Geschäftsordnung: 
(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung und Anträge zur Geschäftsordnung können ohne  
Unterbrechung eines Redners jederzeit gestellt werden. Der Antrag ist sofort in Verhandlung zu ziehen und 
es kann hiezu nur einem Für- und einem Gegenredner das Wort erteilt werden. 
(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 
a) der Antrag auf Vertagung; wird dieser Antrag angenommen, so ist der Gegenstand in die  
Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung aufzunehmen, sofern der Gemeinderat nicht eine andere 

Frist bestimmt; 

b) der Antrag auf Begrenzungen der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden  

Debattenredner ist jedoch nicht zulässig; 

c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Gemeinderatsmitglied zu einem Gegenstand das  
Wort ergreifen darf; 
d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 
e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung. 
 
§ 9 - Anträge zum Tagesordnungspunkt:  
(1) Zu einem Tagesordnungspunkt können folgende Anträge gestellt werden: 
a) Hauptanträge, 
b) Gegenanträge, 
c) Abänderungsanträge. 
(2) Hauptanträge sind Anträge zu einem Tagesordnungspunkt, die von einem Berichterstatter (§ 5 Abs 2) 
gestellt werden. 
(3) Gegenanträge sind Anträge, die von einem Mitglied des Gemeinderates gestellt werden, dass nicht 
Berichterstatter ist und ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag zum Inhalt haben. 
(4) Abänderungsanträge sind Anträge, die von einem Mitglied des Gemeinderates gestellt werden, dass 
nicht Berichterstatter ist, und den Inhalt des Hauptantrages nur teilweise abändern oder ergänzen. 
 
§ 10 – Abstimmung: 
(1) Unbeschadet des § 8 sind Abänderungsanträge vor dem Haupt- oder Gegenantrag zur Abstimmung zu 
bringen. Wird der Abänderungsantrag abgelehnt, ist der Hauptantrag zur Abstimmung zu bringen. Wird 
auch der Hauptantrag abgelehnt, ist der Gegenantrag zur Abstimmung zu bringen. Findet ein Antrag (§ 9 
Abs. 1) die Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, so dass über weitere Anträge zu diesem 
Gegenstand nicht abgestimmt werden darf. 
(2) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen (§ 9 Abs. 1) bestimmt der Vorsitzende welcher dieser 
Anträge zuerst zur Abstimmung gelangt. 
(3) Der Wortlaut jedes Antrages ist vor der Abstimmung genau zu präzisieren und vom Schriftführer  
festzuhalten. 
 
§ 11 – Sitzungspolizei: 
(1) Der Vorsitzende kann aus Gründen der Sitzungspolizei auch während der Rede eines zur Teilnahme an 
den Beratungen Berechtigten das Wort ergreifen. 
(2) Sobald der Vorsitzende zu sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen,  
bis der Vorsitzende seine Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann. 
(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Vorsitzenden „zur Sache“ nach sich. Nach dem 
dritten Ruf „zur Sache“ kann der Vorsitzende dem Redner das Wort entziehen. 
(4) Wurde einem Redner wegen Abweichung vom Gegenstand das Wort entzogen, so kann der  
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Gemeinderat ohne Debatte beschließen, dass er den Redner dennoch hören will. 
(5) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Gemeinderates berechtigt ist, den Anstand 
oder die Sitte verletzt oder beleidigende Äußerungen gebraucht, spricht der Vorsitzende die Missbilligung 
darüber durch den Ruf „zur Ordnung“ aus. Im Besonderen kann der Vorsitzende die Rede unterbrechen 
und einem Redner auch nach dem dritten Ruf „zur Ordnung“ das Wort entziehen. 
(6) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Gemeinderates berechtigt ist, Anlass zum 
Ordnungsruf gegeben hat, kann dieser vom Vorsitzenden auch am Schluss derselben Sitzung oder am 
Beginn der nächsten Sitzung ausgesprochen werden. 
(7) Ein Ruf "zur Sache" oder "zur Ordnung" kann von jedem, der zur Teilnahme an den Beratungen  
berechtigt ist, vom Vorsitzenden verlangt werden. Der Vorsitzende entscheidet hierüber endgültig. 
(8) Der Gemeinderat hat aus seiner Mitte zwei Ordner nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes zu 
bestellen. 
(9) Die Zuhörer haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Sollten Zuhörer störend in die Beratung  
eingreifen, so ist der Vorsitzende berechtigt und verpflichtet, nach fruchtloser Ermahnung die Ruhestörer 
und nötigenfalls auch sämtliche Zuhörer durch die Ordner (Abs. 8) aus dem Sitzungssaal  
entfernen zu lassen. 
 
§ 12 – Aufzeichnungen: Tonaufzeichnungen der öffentlichen Gemeinderatssitzungen sind zulässig. 
Einschränkungen können verfügt werden, wenn dies für den geordneten Sitzungsverlauf geboten erscheint. 
Bildaufnahmen sind nicht gestattet. 
§ 13 – Inkrafttreten: Diese Geschäftsordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 
folgenden Tag in Kraft. 
 
05) Personalangelegenheiten 

Verfassung einer gesonderten Niederschrift gem. §§ 44 (1) und 45 (8) Bgld. GO. 
 
07) Berichte  
a) der Obmänner/-frauen 
b) allgemein 
Der Vorsitzender führt aus, dass gestern eine Sitzung des Prüfungsausschusses stattgefunden hat, wobei 
zum Zeitpunkt der GRS Einladung nicht ganz klar war, ob diese tatsächlich stattfindet. Er stellt daher den 
Antrag, dass der Bericht des Prüfungsausschusses in die TO unter 6 a) aufgenommen  
wird und die bisherigen Punkte 6a) und 6 b) entsprechend nachgereicht werden. Bl.Zl. 36 a/2018 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass der Bericht des Prüfungsausschusses in die TO unter 6  
a) aufgenommen wird und die bisherigen Punkte 6a) und 6 b) entsprechend nachgereicht werden.  
 
07) Berichte 
a) des Prüfungsausschusses 
b) der Obmänner/-frauen 
c) allgemein 
 
zu a) Die Obfrau des Prüfungsausschusses Anita Marx führt aus, dass gestern eine Sitzung des 
Prüfungsausschusses stattgefunden hat, wobei Personalangelegenheiten behandelt wurden und sie ersucht 
daher, dass die Öffentlichkeit ausgeschlossen und der Bericht in die gesonderte Niederschrift 
aufgenommen wird. Aufnahme in die gesonderte Niederschrift gem. §§ 44 (1) und 45 (8) Bgld. GO.* 
Die Obfrau des Prüfungsausschusses berichtet, dass unter Punkt Allfälliges festgelegt wurde, dass die 
nächste Sitzung am 13.11.2018 stattfinden soll. Dabei soll, sofern bis dahin vom Bund durchgeführt, die 
Kollaudierung des RHB Hirm geprüft und die Entwicklung der Ein- und Ausnahmen für den Bereich der 
Sammelstelle überprüft werden.  
 
zu b) Der Obmann des Bauausschusses Udo Borchers berichtet über die am 17.09.18 stattgefundene 
Sitzung – Die Schwerpunkte wie Kindergarten und RLH wurden bereits am heutigen Tag behandelt. Als 
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weitere Punkte wurden behandelt: Festlegung der Aufstellungsorte für Sitzbänke im Bereich des RHB 
Wulka (Plankopie); Umgestaltung/Planung des Kirchenplatzes – Start eines intensiveren Prozesses;  
Anfragen: Verkehrsbeschränkungen; Ansuchen bei der BH; Aus- Umbau Altstoffsammelstelle – noch nicht 
abgeschlossen. 
 
Die Obfrau des UA, Grete Krojer berichtet sehr umfassend über den kürzlich stattgefunden Autofreien Tag, 
: Losverkauf sehr negativ, Roter Nasenlauf sehr positiv, sehr viele Teilnehmer/innen (Dank auch an 
Gemeindeunterstützung durch Pia und Tanja)  
Sie berichtet auch von kritischen Rückmeldungen aus der Bevölkerung: zu wenig Essensstationen, seit 
Jahren das selbe Programm, Verdrängung der SPÖ Pensionist/innen (was sie auch offiziell zurückweist, weil 
es hier entsprechende Absprachen zwischen dem Obmann und der Gemeinde gegeben hat), ... Sie schlägt 
vor, dass man sich intensiv mit dieser Thematik auseinandersetzt – eventuell ein Komitee gründet und über 
die Gestaltung/Neugestaltung dieses Tages nachdenkt – 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass sich ein neuer Verein unter dem Namen „Wulkis“ gegründet hat 
(Infoaustausch, Termine, Veranst., ... für Kleinkinder) – eventuell kann man auch auf dieser Ebene neuen 
Schwung in die Veranstaltung bringen. 
 
Der Obmann des Generationenausschusses, Wolfgang Dihanits berichtet über geplante Aktivitäten: 
Jugendclub - es sollen alle 15 – 25jährigen angeschrieben werden (Wünsche, was  
stellen sie sich vor, Anregungen, ...) Rücksendung an die Gemeinde, danach Vortrag und 
Ergebnispräsentation  
Veranstaltung für alle unter dem Motto Fit durch den Winter: Ende November eventuell im  
Gemeindeamt, Friedenslicht am 23 od. 24.12. - diesmal wieder ordentlich organisiert.  
Geplant auch eine Veranstaltung von GR Neuberger zum Thema EU-Ratspräsidentschaft 
 
zu c) Der Bürgermeister berichtet über das Gespräch mit der FFW betreffend Durchführung  
der Landesfeuerwehrwettkämpfe im Juni 2019 – der grobe Ablauf - 
Marsch/Beflaggung/Kameradschaftsabend/...) und das Verkehrskonzept wurden vorgestellt und  
sollen detailliert im BA+VKA behandelt werden. 
 
Anfrage einer Familie betreffend Kostenübernahme für ein Kind in einer NMS in Wien – Die Ummeldung 
nach Wulkaprodersdorf sei erst kürzlich erfolgt (Schulsprengelregelung). Rücksprache mit der Gemeinde 
Wien sei erfolgt: die Gemeinde müsste 100 % (€ 4.200,-- pro Jahr) sowie den 50 % des 
Pflichtschulsprengelanteils NMS Eisenstadt (ca. € 1.600,--) übernehmen – Eine Kostenübernahme durch 
Privatpersonen/Eltern ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
Im Gemeinderat findet eine etwaige Kostenübernahme keine Zustimmung. 
 
Seitens des BMF wurde mitgeteilt, dass der Antrag auf Gewährung des Infrastrukturpaketes positiv 
behandelt wurde und der Zweckzuschuss für den Kindergarten in der Höhe von ca. € 35.000,-- wurde 
zwischenzeitlich auch überwiesen. 
 
Gestern hat ein pos. Gespräch mit der Pfarre betr. Umbau des Franziskusheimes stattgefunden, bei dem 
die Vorstellungen der Pfarre präsentiert wurden – Die Planunterlagen wurden heute per mail übermittelt 
und werden an die Fraktionen weitergeleitet – Es wurde ein gemeinsamer Termin für den 3.10.18, 19:00 
Uhr im Pfarrhof (BA der Pfarre, Baudirektor der Diözese, Pfarrer, Gemeinde) vereinbart und er ersucht, dass 
auch die Fraktionsführer der SPÖ und UDW an diesem Gespräch  
teilnehmen.  
18.10.18, 19:00 Uhr im Gemeindeamt – Präsentation im Bauauschuss der Gemeinde   
 
Termine:  
09.10.18 – Gemeindevorstand, vorauss. 19:00 Uhr  
24.10.18 – Gemeinderat, vorauss. 19:00 Uhr 
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15.10.18, 18:30 Uhr Dorfentwicklung 
15.10.18, 17:00 Uhr - Terminvereinb. betr. Baugebiet/Birkengasse-West  
10 oder 11.11 – Weintaufe, lt. Rücksprache mit dem Ortspfarrer wäre auch der 10.11. (Samstag) denkbar  
 
Bürgermeister schlägt vor, dass am Landesfeiertag in Zukunft generell im Vorfeld der Weintaufe  
die Ehrung der ausgeschiedener politischen Mandatar/innen und in diesem Zusammenhang im heurigen 
Jahr insbes. die Ehrung von Fr. Dr. Kaiser vorgenommen wird. Diesbezüglich hat er mit der Familie 
Rücksprache gehalten und sie könnten an diesem Tag (somit könnte der 10.10. entfallen)  
Der Terminvorschlag wird vom Gemeinderat positiv aufgenommen.  
 
Die Aufsichtsbehörde hat kurzfristig eine Überprüfung der im HH-Jahr 2017 vorgenommenen 
Sollstellungen und somit schließlichen Reste vorgenommen und in der ersten Reaktion mitgeteilt, dass der 
RA 2017 nicht zur Kenntnis genommen wird.  
Bei einem Gespräch in der Abt. 2, das gestern stattgefunden hat, konnte nun aufgeklärt  
werden, dass die vorgenommenen Sollstellung auf entsprechend in Anspruch genommene  
Leistungen und vorl. Rechnungen basieren, weshalb seitens der Aufsichtsbehörde signalisiert wurde, dass 
der RA 2017 nun doch zur Kenntnis genommen wird. Es sind Kleinstbeträge (im laufenden Jahr 2018) 
auszubuchen, damit eine entsprechend Korrektur der Altbestände erfolgt.  
 
Der Bürgermeister berichtet, dass es im Zuge der Baumschnittmaßnahmen zu einem sehr unangenehmen 
Zwischenfall gekommen ist. Im Bereich der Kirchengasse wurde irrtümlich ein Nussbaum, der auf 
Privatgrund steht, gefällt, weil aus den Unterlagen hervorgegangen ist, dass beide, sowohl der auf Privat- 
als auch der auf öffentl. Grund stehende, gefällt werden sollen. Die Fa. Ptacek wurde ersucht einen Bericht 
abzufassen und auch mit der Versicherung wurde diesbezüglich Kontakt aufgenommen. Seitens der 
Eigentümer wurde ersucht eine entspr. Ersatzpflanzung vorzunehmen – und er schlägt vor, diese Thematik 
bei der nächsten GV-Sitzung am 09.10. zu behandeln, weil bis dahin alle erforderlichen Unterlagen 
vorliegen sollten.  
 
Verlegung des Wildholzrechens im Bereich des RHB Hirm – Im GV wurde die Verlegung/Neuerrichtung 
eines Stahlrechens sowie div. Nebenarbeiten im Bereich RHB Hirm auf Basis des vorliegenden 
Kostenvoranschlages mit einer Gesamtvergabesumme von € 21.545,-- inkl. MWSt an die Fa. Leyrer & Graf 
vergeben. Die fehlende Planskizze wird noch nachgereicht.  
 
Der Zirkus Vegas (Show, Tiere, ...) möchte von 11. - 14.10.18 am Kinderspielplatz gastieren – 
Vorsitzender steht dem grundsätzlich positiv gegenüber und stellt die Anfrage, ob gegen eine Genehmigung 
seitens des Gemeinderates etwas spricht – was nicht der Fall ist.  
 
08) Allfälliges 
Anfrage VBgm Pint betr. Geschwindigkeitsmessungstafeln – Bgm führt aus, dass wie berichtet, die Anträge 
bei der BH eingebracht wurden – Der Amtsleiter ergänzt, dass lt. BH eine Verkehrsverhandlung Mitte 
Oktober geplant ist – der Termin wurde noch nicht bestätigt. 
 
Anfrage GV Sabine Szuppin betr. Maßnahmen im Bereich der Rathausgasse (Fam. Artner) – 
AL führt aus, dass nach einem Vorgespräch eine Planskizze vorgelegt wurde, wie man sich die 
Fundamentierung (Sicherung) des Objektes vorstellt. Diese wurde mit dem BauSV besprochen und in 
Ordnung befunden – die Leistungen erfolgen in Eigenregie, auf Eigenverantwortung und auf eigene Kosten 
– Es wurde seitens der Gemeinde vorgeschrieben, dass mit allen Einbautenträgern (Strom, Gas, 
Kabelfernsehen, Beleuchtung, ...) vor Baubeginn das Einvernehmen herzustellen ist, was auch erfolgt ist – 
In dieser Woche wurde gemeinsam mit einem Vertreter der Strabag die Baustelle besichtigt und 
besprochen, wie der Unterbau aufgebaut werden soll, damit in weiterer Folge, nach Fertigstellung, entspr. 
Gestaltungsmaßnahmen gesetzt werden können.  
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Anfrage GR Mag. Krojer – Bänke im Ortsgebiet – es dauert oft sehr lange bis eine gewünschte Bank 
aufgestellt/umgestellt wird – Bürgermeister führt aus, dass im heurigen Jahr einige Bänke neu angekauft 
wurden, die im Vorfeld entsprechend behandelt werden mussten – Der Amtsleiter führt aus, dass die 
Standorte überarbeitet und digital erfasst wurden. Wünsche und Anregungen sollen nunmehr dort erfasst 
und entsprechend bearbeitet werden.  
 
GR Mag. Krojer berichtet, dass bei der heutigen Landtag-Sitzung LR Doskozil erläutert hat, dass die 
ASFINAG derzeit Gespräche mit den Gemeinden führt. Bürgermeister erwidert, dass es in den letzten 
Wochen weder zu einer Kontaktaufnahme, zu einem Termin noch zu Gesprächen mit der ASFINAG  
gekommen ist. Des Weiteren führt sie aus, dass LR Doskozil heute erklärt und quasi wiederholt hat,  
dass es keinen Weiterbau der A 3 geben wird, wenn nicht die Bedingungen der Gemeinden betr. 
Schallschutz (Einhausungen, ...), ... erfüllt werden. Man sollte sich daher überlegen, wie die Forderungen 
der Gemeinde definitiv ausschauen. So wie sie das verstanden hat, dürfte die Forderung keine A 3 zu 
bauen, nicht zählen, sondern sollten die einzelnen Gemeinden klar definieren unter welchen 
Voraussetzungen sie sich einen Weiterbau vorstellen könnten. Bürgermeister führt an, dass die Interessen 
bzw. Probleme der Gemeinde sicherlich nicht nur im Bereich des Schallschutzes, sondern auch den Bereich 
Feinstaubbelastung betreffen.  
GR Mag. Krojer führt noch an, dass LR Doskozil eine interessante Aussage getroffen hat und zwar, dass 
seitens des Landes grundsätzlich kein wirtschaftliches Interesse am Ausbau der A 3 liegt – 
sehr wohl aber von der Wirtschaft. Es gibt aber auch die Interessen der betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger – und er stellte auch klar, dass diese Straße zukünftig eine Transitroute sein wird. 
 
GR Neuberger René fragt nach, ob es eine neue Entwicklung puncto offenes Bücherregal gibt - 
Bürgermeister führt an, dass die Raika nach wie vor kein Thema ist – er hat mit der Dir. der Raaberbahn, Fr. 
Dr. Dellemann (ehem. bei der Post tätig) bez. Telefonzelle RS gehalten, sie hat aber bis dato noch keinen 
Erfolg gehabt – Vorschlag ev. einfacher Kasten und Standortfrage klären  
 
GV Sabine Szuppin führt an, dass in der letzten BA-Sitzung auch Vertreter des RLH eingeladen waren und 
auch ein sehr guter Bericht abgegeben wurde. – Es wurde deutlich, dass das RLH an einer wesentlichen 
Erweiterung des Areals (bis zu 11.000m²) interessiert ist und es nicht nur um die von der Gemeinde zu 
verkaufenden 3.000 m² geht. Der Vorwurf des Bürgermeisters von Antau, dass hier vom Gemeinderat 
Wulkaprodersdorf nicht einfach nur zugestimmt wurde, ist damit umso mehr  
unverständlich. Die Vorteile (Einnahmen aus der Kommunalsteuer für 11 Bedienstete) liegen allein bei der 
Gemeinde Antau, die Nachteile (Lärm, Staub, Zufahrtsstraße, Grundstücksentwertungen, ...) bei der 
Gemeinde Wulkaprodersdorf.  
GV Gutdeutsch schließt sich der Meinung von GV Szuppin an und führt an, dass aufgrund der nunmehr 
vollständig vorliegenden Pläne erst klar wurde um welchen Umfang es hier geht und es zeigt sich einmal 
mehr, wie wichtig vollständige Unterlagen für eine Entscheidungsfindung sind.  
GR Mag. Krojer stellt die Anfrage, ob der Gemeinderat überhaupt jemals darüber in Kenntnis gesetzt 
wurde, dass es nicht nur um die von der Gemeinde zu verkaufenden 3.000 m² geht.  
Bürgermeister führt an, dass er mehrfach (Vorstand, BA, GR) zu diesem Thema berichtet hat und sicherlich 
dabei auch angeführt hat, dass ev. auch eine Erweiterung des RLH geplant ist.  
Die Grundstücke in Antau konnten ja gerade erst durch die Unterstützung des Antauer Bürgermeisters 
angekauft werden, weil ansonsten ja auch nie das Hochwasserschutzprojekt in dieser Form realisiert hätte 
werden können. Die Anfrage des RLH sollte sachlich auf die Zuständigkeit des GR beurteilt werden und 
gerade durch die Verkaufsbedingungen (Widmung, Nutzung, Zufahrt) kann hier ein wesentlicher Einfluss 
auf die Auswirkungen genommen werden, den es ansonsten gar nicht gegeben hätte. Außerdem gibt es ja, 
wie auch bereits berichtet, seit einiger Zeit Gespräche mit Antau betr. Schaffung/Entwicklung von 
gemeinsamen Betriebsgebieten (gemeinsame Strategien, Kostenteilung, Kommunalsteuer).  
GR Mag. Dihanits fragt noch, ob sich bei einer negativen Entscheidung des Gemeinderates negative 
Konsequenzen für Wulkaprodersdorf (Versagung von Zust. der Gem. Antau) ergeben.  
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Bürgermeister erwidert, dass die Gemeinde Antau vorerst die Zustimmung zur beschlossenen Überfahrt 
über den Damm (Verschwenk) entzogen hat, womit die wasserrechtlich genehmigte Variante ausgeführt 
werden müsste.  
Es entwickelt sich eine rege Diskussion, in der diese Vorgangsweise und Anknüpfung einer Entscheidung an 
eine Bedingung von GR Mag. Dihantis und GR Mag. Krojer sehr negativ beleuchtet wird, weil hier 
öffentliche Interessen gegen wirtschaftliche Interessen ausgespielt werden.  
Vorsitzender führt aus, dass er das so nicht sieht und er sehr wohl versteht, dass der Bürgermeister von 
Antau mehr als enttäuscht ist, dessen Interventionen es zu verdanken ist, dass die Gründe  
in Antau um € 3,--/m² angekauft werden konnten und das RHB überhaupt errichtet werden konnte 
und jetzt genau diese Gründe, die ansonsten von den Antauer Grundeigentümern um € 18,--/m² an das RLH 
verkauft worden wärennicht zur Verfügung gestellt werden und damit zusätzlich der Gemeinde Antau etw. 
zukünftige Kommunalsteuereinnahmen verloren gehen.  
Dieser Meinung können sich GR Mag. Krojer und GR Bernhardt nicht anschließen und letzterer weist darauf 
hin, dass aufgrund der neg. Haltung in der letzten GR-Sitzung der Vorwurf gekommen ist, man stelle sich 
gegen die Gemeinde Antau. Jetzt zeigt sich aber, dass diese Entscheidung richtig war, da wesentliche 
Informationen zum damaligen Zeitpunkt gefehlt haben.  
 
GR Marx führt aus, dass sie vom Chef des WLV angesprochen wurde, ob der Gemeinderat nicht über das 
Schreiben des WLV betr. Tropfi - Tag im Kindergarten informiert wurde.  
Bürgermeister bedankt sich bei GR Marx für die Erinnerung und entschuldigt sich gleichzeitig dafür, dass er 
aufgrund der umfassenden Vorbereitungen und Diskussion darauf vergessen hat zu berichten, dass von Dir. 
Sauer vom WLV ein an alle Gemeinderät/innen gerichtetes Schreiben eingelangt ist, in dem er der 
Gemeinde dafür gratuliert, in welcher beeindruckender Weise und in einer Form, die er so noch nie 
gesehen hat, sich das Kindergarten - Team mit dem Thema Wasser/Abwasser beschäftigt hat und wie den 
Kindern dieses Thema zugänglich gemacht wurde, was  
ihn dazu veranlasst hat dieses Schreiben an die Gemeinde zu richten. Er hat darüber auch im Zuge des 
Elternabends berichtet.  
Er weist auch darauf hin, dass der Hort, der sich im Vorjahr wieder intensiv mit dem Offenen 
Klassenzimmer auseinandergesetzt hat und dafür die Auszeichnung „Natur im Garten“ erhalten hat. Die 
Tafel wird nach Rücksprache mit dem Pfarrer im Eingangsbereich (Tor) montiert und ein Bericht wird in der 
nächsten Gemeindezeitung folgen.  
 
GR Mag. Krojer führt dazu an, dass sie mit Fr. Tscheppe (Begutachtung) gesprochen, die auch angeführt 
hat, dass sie noch nie ein so tolles Projekt gesehen hat (Vorzeigeprojekt).  
 
GR Neuberger erläutert, dass der Termin für den Vortrag zum Thema EU-Ratspräsidentschaft 
voraussichtlich für Ende Nov. geplant ist und anschließend eine Diskussionsveranstaltung folgen soll  
eventeull kann die Veranstaltung im Gemeindeamt stattfinden, was vom Bgm zugesagt wird. Weiters  
ersucht er, dass das Thema mögliche Unterstützung des Vereines Karibu care (Jenni Zöchmeister) bei der 
nächsten Sitzung des Vereins-/Kultur-und Bildungsausschuss-Sitzung behandelt wird, was von der Obfrau 
zugesagt wird.  
 
Die Sitzung schließt um 21:51 Uhr. 
 
 


